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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1965 Ausgegeben am 30. März 1965 20. Stück

5 1 . Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich einerseits und den Re-
gierungen des Königreiches Belgien, des Großherzogtums Luxemburg und des
Königreiches der Niederlande andererseits betreffend die Übernahme von Personen
an der Grenze

52. Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich einerseits und den Re-
gierungen des Königreiches Belgien, des Großherzogtums Luxemburg und des
Königreiches der Niederlande andererseits betreffend den Aufenthalt von Flücht-
lingen im Sinne der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge samt
Anhängen

51.

A b k o m m e n
zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich
einerseits und den Regierun-
gen des Königreiches Belgien,
des Großherzogtums Luxem-
burg und des Königreiches
der Niederlande andererseits
betreffend die Übernahme
von Personen an der Grenze

In der Absicht, die gegen-
seitige Übernahme von Per-
sonen an der Grenze im Geiste
der Freundschaft zu regeln,
haben einerseits die Bundes-
regierung der Republik Öster-
reich und andererseits die Re-
gierungen des Königreiches Bel-
gien, des Großherzogtums Lu-
xemburg und des Königreiches
der Niederlande, die auf Grund
des zwischen ihnen am 11. April
1960 abgeschlossenen Abkom-
mens betreffend die Verlegung
der Personenkontrolle an die
Außengrenzen des Beneluxge-
bietes gemeinsam auftreten, fol-
gendes vereinbart:

Artikel 1

a) Die zuständigen Behörden
der Republik Österreich werden
österreichische Staatsbürger,
deren Abschiebung die belgi-
schen, luxemburgischen oder
niederländischen Behörden beab-
sichtigen, ohne Formalitäten
und ohne Einschaltung der je-
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weils zuständigen österreichi-
schen Vertretungsbehörde in
Belgien, Luxemburg oder in den
Niederlanden übernehmen, so-
fern deren Staatsbürgerschaft
nachgewiesen oder glaubhaft ge-
macht wird.

b) Die österreichische Staats-
bürgerschaft kann durch eine
Staatsbürgerschaftsurkunde,
einen Staatsbürgerschaftsnach-
weis oder Bescheid, durch
welchen die österreichische
Staatsbürgerschaft erworben
oder festgestellt wird, nachge-
wiesen werden; sie kann durch
einen Reisepaß oder durch einen
Personalausweis, die von öster-
reichischen Behörden ausgestellt
worden sind, glaubhaft gemacht
werden, und zwar auch dann,
wenn diese Dokumente zu Un-
recht ausgestellt worden oder
wenn sie seit höchstens zehn
Jahren abgelaufen sind.

c) Die belgische, luxembur-
gische oder niederländische Re-
gierung nimmt Personen, die
nach Absatz a) übernommen
worden sind, innerhalb von
sechs Monaten nach der Über-
nahme auf ihr Gebiet zurück,
wenn die österreichischen Behör-
den feststellen, daß diese die
österreichische Staatsbürger-
schaft im Zeitpunkt der Ab-
schiebung nicht besessen haben,
es sei denn, daß für die Re-
publik Österreich eine Verpflich-
tung zur Übernahme gemäß Ar-
tikel 2 besteht oder im Zeit-
punkt der Übernahme bestan-
den hat.

d) Falls die Bestimmungen des
Absatzes a) auf einen öster-
reichischen Staatsbürger, der
jünger als 21 Jahre ist, angewen-
det werden, werden die Behör-
den des Staates, der diese Maß-
nahme durchführt, die jeweils
zuständige österreichische Ver-
tretungsbehörde hievon in
Kenntnis setzen.

e) Falls die österreichische
Staatsbürgerschaft nicht nach
Absatz a) und b) nachgewiesen
oder glaubhaft gemacht wird,
hingegen Umstände vorhanden
sind, welche die Annahme zu-
lassen, daß der Betreffende die
österreichische Staatsbürger
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schaft besitzt, erfolgt die Über-
nahme auf Grund einer for-
mellen Übernahmserklärung.

Der Antrag auf Übernahme
ist bei der jeweils zuständigen
österreichischen diplomatischen
Vertretungsbehörde in Belgien,
Luxemburg oder in den Nieder-
landen zu stellen, die innerhalb
von einem Monat ab dem Da-
tum des Einlangens des Antrages
dem Außenministerium des be-
treffenden Staates die Über-
nahmserklärung übermitteln
oder ihm mitteilen wird, warum
die Übernahme nicht erfolgen
kann.

Artikel 2
a) Die zuständigen Behörden

der Republik Österreich werden
Personen, die nicht Staatsan-
gehörige eines der Vertrags-
staaten sind, auf Antrag der
belgischen, luxemburgischen
oder niederländischen Behörden
übernehmen, wenn diese Per-
sonen seit weniger als sechs Mo-
naten vor der Antragstellung
nach einem Mindestaufenthalt
von zwei Wochen Österreich
verlassen haben und unerlaubt
nach Belgien, Luxemburg oder
in die Niederlande eingereist
sind.

b) Die Übernahme durch die
Republik Österreich erfolgt auf
Grund eines von der jeweils zu-
ständigen österreichischen diplo-
matischen Vertretungsbehörde
ausgestellten Laissez-passers. Das
Laissez-passer wird mit einer
Gültigkeitsdauer von zwölf Mo-
naten versehen.

c) Die Ausstellung des Laissez-
passers ist bei der jeweils zustän-
digen österreichischen diploma-
tischen Vertretungsbehörde in
Belgien, Luxemburg oder in den
Niederlanden zu beantragen, die
innerhalb einer Frist von zwei
Monaten ab Antragstellung dem
Außenministerium des betref-
fenden Staates das Laissez-pas-
ser übermitteln oder mitteilen
wird, warum die Übernahme
nicht erfolgen kann.
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d) Ein rechtskräftiges Aufent-
haltsverbot oder eine Landes-
verweisung oder Abschaffung
aus dem Hoheitsgebiet der Re-
publik Österreich stehen der
Ausstellung eines Laissez-passers
nicht entgegen.

e) Die Verpflichtung zur
Übernahme besteht nicht hin-
sichtlich von Staatsangehörigen
eines Staates, der nicht Vertrags-
staat ist und der eine gemein-
same Grenze mit Belgien, Lu-
xemburg oder den Niederlanden
besitzt, es sei denn, daß triftige
Gründe ihrer Abschiebung in
das Gebiet dieses Staates ent-
gegenstehen.

Artikel 3

a) Belgische, luxemburgische
oder niederländische Staatsange-
hörige, deren Abschiebung die
österreichischen Behörden beab-
sichtigen, werden, sofern ihre
Staatsangehörigkeit nachge-
wiesen oder glaubhaft gemacht
wird, von der entsprechenden
Regierung ohne Formalitäten
und ohne Einschaltung der je-
weils zuständigen Vertretungs-
behörde in Österreich übernom-
men.

b) Die belgische Staatsange-
hörigkeit kann durch eine Be-
scheinigung über die Staatsange-
hörigkeit oder durch den Aus-
zug aus dem Zivilstandsregister
über den Erwerb dieser Staats-
angehörigkeit nachgewiesen
werden; sie kann glaubhaft ge-
macht werden durch einen
Reisepaß oder durch eine Identi-
tätskarte, die von den belgischen
Behörden ausgestellt worden
sind, und zwar auch dann, wenn
diese Dokumente zu Unrecht
ausgestellt worden oder wenn sie
seit höchstens zehn Jahren abge-
laufen sind, ferner durch einen
von der zuständigen Behörde in
Frankreich, Luxemburg oder in
der Schweiz für belgische Staats-
angehörige, die dort ihren
ordentlichen Aufenthalt haben,
ausgestellten noch gültigen
Fremdenausweis, aus dem die
belgische Staatsangehörigkeit des
Inhabers hervorgeht.

c) Die luxemburgische Staats-
angehörigkeit kann durch eine
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Bescheinigung über die Staats-
angehörigkeit oder durch eine
rechtskräftige gerichtliche Ent-
scheidung über den Besitz dieser
Staatsangehörigkeit nachge-
wiesen werden; sie kann glaub-
haft gemacht werden durch
einen Reisepaß oder durch
eine Identitätskarte, die von den
luxemburgischen Behörden aus-
gestellt worden sind, und zwar
auch dann, wenn diese Doku-
mente zu Unrecht ausgestellt
worden oder wenn sie seit höch-
stens zehn Jahren abgelaufen
sind, ferner durch einen von der
zuständigen Behörde in Belgien,
Frankreich, in der Schweiz oder
in Liechtenstein für luxembur-
gische Staatsangehörige, die dort
ihren ordentlichen Aufenthalt
haben, ausgestellten noch gül-
tigen Fremdenausweis, aus dem
die luxemburgische Staatsange-
hörigkeit des Inhabers hervor-
geht.

d) Die niederländische Staats-
angehörigkeit kann durch" eine
Bescheinigung über die Staats-
angehörigkeit nachgewiesen wer-
den; sie kann glaubhaft gemacht
werden durch einen Reisepaß
oder durch eine Identitätskarte
(Touristenkarte), die von den
niederländischen Behörden aus-
gestellt worden sind, und zwar
auch dann, wenn diese Doku-
mente zu Unrecht ausgestellt
worden oder wenn sie seit höch-
stens zehn Jahren abgelaufen
sind, ferner durch einen noch
gültigen belgischen oder luxem-
burgischen Fremdenausweis, aus
dem die niederländische Staats-
angehörigkeit des Inhabers her-
vorgeht.

e) Die zuständigen Behörden
der Republik Österreich nehmen
Personen, die nach Absatz a)
übernommen worden sind,
innerhalb von sechs Monaten
nach der Übernahme auf öster-
reichisches Gebiet zurück, wenn
die belgischen, luxemburgischen
oder niederländischen Behörden
feststellen, daß diese Personen
die vermutete Staatsangehörig-
keit, auf Grund derer die Über-
nahme erfolgt ist, im Zeitpunkt
der Abschiebung nicht besessen
haben, es sei denn, daß für das
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Königreich Belgien, das Groß-
herzogtum Luxemburg oder das
Königreich der Niederlande eine
Verpflichtung zur Übernahme
gemäß Artikel 4 besteht oder im
Zeitpunkt der Übernahme be-
standen hat.

f) Falls die Bestimmungen des
Absatzes a) auf einen belgischen,
luxemburgischen oder niederlän-
dischen Staatsangehörigen, der
jünger als 21 Jahre ist, ange-
wendet werden, werden die
österreichischen Behörden die
jeweils zuständige Vertretungs-
behörde in Österreich hievon in
Kenntnis setzen; handelt es sich
um einen luxemburgischen
Staatsangehörigen, wird das
Generalkonsulat Luxemburgs be-
nachrichtigt.

g) Falls die belgische, luxem-
burgische oder niederländische
Staatsangehörigkeit nicht nach
den Absätzen a) bis d) nachge-
wiesen oder glaubhaft gemacht
wird, hingegen Umstände vor-
handen sind, welche die An-
nahme zulassen, daß der Betref-
fende eine dieser Staatsange-
hörigkeiten besitzt, erfolgt die
Übernahme auf Grund einer
formellen Übernahmserklärung.

Der Antrag auf Übernahme
ist entsprechend der jeweiligen
Sachlage bei der belgischen oder
niederländischen diplomatischen
Vertretungsbehörde oder beim
luxemburgischen Generalkon-
sulat in Österreich zu stellen.
Die befaßte Behörde wird inner-
halb von einem Monat ab dem
Datum des Einlangens des An-
trages dem Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich die
Übernahmserklärung übermit-
teln oder ihm mitteilen, warum
die Übernahme nicht erfolgen
kann.

Artikel 4

a) Auf Antrag der österreichi-
schen Behörden wird, entspre-
chend der jeweiligen Sachlage,
die belgische, luxemburgische
oder niederländische Regierung
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Personen, die nicht Staatsange-
hörige eines Vertragsstaates sind
und die seit weniger als sechs
Monaten vor der Antragstellung
nach einem Mindestaufenthalt
von zwei Wochen Belgien, Lu-
xemburg oder die Niederlande
verlassen haben und unerlaubt
nach Österreich eingereist sind,
übernehmen.

b) Die Übernahme durch die
belgische, luxemburgische oder
niederländische Regierung er-
folgt auf Grund eines von der
jeweils zuständigen Vertretungs-
behörde in Österreich ausge-
stellten Laissez-passers. Das
Laissez-passer wird mit einer
Gültigkeitsdauer von zwölf Mo-
naten versehen.

c) Die Ausstellung des Laissez-
passers ist, entsprechend der je-
weiligen Sachlage, bei der bel-
gischen oder niederländischen
diplomatischen Vertretungsbe-
hörde oder beim luxemburgi-
schen Generalkonsulat in Öster-
reich zu beantragen. Die befaßte
Behörde wird innerhalb einer
Frist von zwei Monaten ab An-
tragstellung dem Bundesministe-
rium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Republik Österreich
das Laissez-passer übermitteln
oder ihm mitteilen, warum die
Übernahme nicht erfolgen kann.

d) Eine auf Entfernung aus
dem belgischen, luxemburgischen
oder niederländischen Hoheits-
gebiet gerichtete Maßnahme
steht der Ausstellung eines
Laissez-passers nicht entgegen.

e) Eine Verpflichtung zur
Übernahme besteht nicht hin-
sichtlich von Staatsangehörigen
eines Staates, der eine gemein-
same Grenze mit der Republik
Österreich besitzt, es sei denn,
daß triftige Gründe einer Ab-
schiebung in das Gebiet dieses
Staates entgegenstehen.

Artikel 5

a) Die österreichische Bundes-
regierung einerseits und die bel-
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gische, luxemburgische und nie-
derländische Regierung anderer-
seits erklären sich bereit, Er-
suchen der Behörden des anderen
vertragschließenden Teiles um
Durchbeförderung von Per-
sonen, die die Statsangehörigkeit
keines der Vertragsstaaten be-
sitzen und die Gegenstand einer
auf zwangsweise Entfernung ge-
richteten Verwaltungsmaß-
nahme sind, zu entsprechen,
wenn die Übernahme durch den
Zielstaat und gegebenenfalls die
Durchbeförderung durch andere
Staaten sichergestellt sind.

b) Die Durchbeförderung
kann abgelehnt werden, wenn
die Person:

1. bei der Durchbeförderung
durch das Gebiet des er-
suchten Staates einer Strafver-
folgung oder Strafvoll-
streckung ausgesetzt wäre,
oder

2. in einem anderen Durchgangs-
staat oder im Zielstaat der
Gefahr der politischen Ver-
folgung ausgesetzt wäre oder
eine Strafverfolgung oder eine
Strafvollstreckung zu erwar-
ten hätte.

c) Das Ersuchen um Durchbe-
förderung wird von der diplo-
matischen Vertretungsbehörde
des ersuchenden Staates an das
Außenministerium des ersuchten
Staates gerichtet; Ersuchen
namens der luxemburgischen
Regierung werden jedoch vom
Generalkonsulat dieses Landes in
Österreich gestellt.

d) Die zur Durchbeförderung
übernommene Person kann den
Behörden desjenigen Staates, der
die Abschiebung angeordnet hat,
jederzeit zurückgestellt werden,
wenn nachträglich Tatsachen ein-
treten oder bekanntwerden, die
einer Durchbeförderung ent-
gegenstehen oder ein anderer
Durchgangsstaat oder der Ziel-
staat es ablehnt, den Betreffen-
den zu übernehmen.
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Artikel 6

Die Abschiebungskosten bis
zur Grenze des Zielstaates ein-
schließlich jener der Durchbeför-
derung durch dritte Staaten
sowie die Kosten einer allfäl-
ligen Rückstellung werden von
dem Staat getragen, der die Ab-
schiebung veranlaßt hat.

Artikel 7

Die vorstehenden Bestimmun-
gen werden die Regelungen hin-
sichtlich der Auslieferung zwi-
schen der Republik Österreich
einerseits und dem Königreich
Belgien, dem Großherzogtum
Luxemburg und dem Königreich
der Niederlande andererseits in
keiner Weise berühren.

Artikel 8

Hinsichtlich des Königreiches
der Niederlande gilt dieses Ab-
kommen nur für das europäische
Hoheitsgebiet dieses Staates; es
kann durch Notenwechsel
zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich und der
Regierung des Königreiches der
Niederlande einvernehmlich auf
jeden der außerhalb Europas ge-
legenen Teile des Königreiches
der Niederlande ausgedehnt
werden. In dem Notenwechsel
wird der Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Ausdehnung fest-
gelegt; dies wird den anderen
Vertragsstaaten zur Kenntnis
gebracht werden.

Artikel 9

1. Dieses Abkommen tritt am
ersten Tag des zweiten Monats
in Kraft, der seiner Unterzeich-
nung folgt. Das Abkommen gilt
für die Dauer eines Jahres; wenn
es nicht einen Monat vor Ablauf
dieser Frist gekündigt wird, gilt
es auf unbestimmte Zeit.
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2. Nach Ablauf des ersten
Jahres kann das Abkommen mit
einer Frist von drei Monaten
gekündigt werden.

3. Die Kündigung der Bundes-
regierung der Republik Öster-
reich ist gleichzeitig an die Re-
gierungen der anderen Vertrags-
staaten zu richten.

4. Die Kündigung der Re-
gierung des Königreiches Bel-
gien, des Großherzogtums Lu-
xemburg oder des Königreiches
der Niederlande ist an die Bun-
desregierung der Republik
Österreich zu richten. Die Kün-
digung durch eine dieser drei
Regierungen oder durch die
Bundesregierung der Republik
Österreich bewirkt, daß das Ab-
kommen nach Ablauf der je-
weiligen Kündigungsfrist außer
Kraft tritt.

Geschehen zu Wien, am fünf-
zehnten Februar 1965 in vier-
facher Ausfertigung, jede in
deutscher, französischer und
niederländischer Sprache, wobei
alle drei Texte authentisch sind.

Für die Bundesregierung
der Republik Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Regierung
des Königreiches Belgien:

Colot m. p.

Für die Regierung
des Großherzogtums Luxemburg:

van Houten m. p.

Für die Regierung des
Königreiches der Niederlande:

van Houten m. p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 9 Absatz 1 am 1. April 1965
in Kraft.

Klaus
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52.

A b k o m m e n
zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich
einerseits und den Regierun-
gen des Königreiches Belgien,
des Großherzogtums Luxem-
burg und des Königreiches
der Niederlande andererseits
betreffend den Aufenthalt
von Flüchtlingen im Sinne
der Konvention über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge
samt Anhängen (Genfer Kon-
vention vom 28. Juli 1951)

In der Absicht, bestimmte
Fragen bezüglich der Reisedoku-
mente und des Aufenthaltes von
Flüchtlingen im Sinne der Kon-
vention über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge samt Anhängen
(Genfer Konvention vom
28. Juli 1951) im Interesse dieser
Flüchtlinge und in freundschaft-
lichem Geiste zu regeln, haben
die Bundesregierung der Repu-
blik Österreich einerseits und
die auf Grund des am 11. April
1960 zwischen ihnen geschlos-
senen Abkommens über die Ver-
legung der Personenkontrolle an
die Außengrenzen des Benelux-
gebietes gemeinsam vorgehenden
Regierungen des Königreiches
Belgien, des Großherzogtums
Luxemburg und des König-
reiches der Niederlande anderer-
seits folgende Bestimmungen
vereinbart:

Artikel 1

1. Die zuständigen Behörden
der Republik Österreich werden
dem Inhaber eines von den Be-
hörden des Königreiches Belgien,
des Großherzogtums Luxemburg
oder des Königreiches der Nie-
derlande gemäß Artikel 28 der
Genfer Konvention vom 28. Juli
1951 ausgestellten Reisedoku-
mentes gemäß Ziffer 11 des An-
hanges zu dieser Konvention ein
neues Reisedokument ausstellen,
wenn sich der Flüchtling recht-
mäßig
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a) über die Gültigkeitsdauer
des Reisedokumentes hin-
aus, oder

b) mindestens zwei Jahre
ohne Unterbrechung

im Gebiete der Republik Öster-
reich aufgehalten hat.

2. Durch vorübergehende Ab-
wesenheit bis zur Gesamtdauer
von sechs Monaten gilt der Auf-
enthalt im Sinne der lit. b) des
Absatzes 1 nicht als unter-
brochen.

3. Zeiträume, während wel-
cher der Flüchtling eine von
einem Gericht verhängte Frei-
heitsstrafe zu verbüßen oder sich
einer ärztlichen Behandlung in
einer Krankenanstalt zu unter-
ziehen hat, bleiben bei der Be-
rechnung der Frist nach lit. b)
des Absatzes 1 unberücksichtigt.

Artikel 2

1. Die zuständigen Behörden
der Republik Österreich werden
den Inhaber eines von einer
österreichischen Behörde gemäß
Artikel 28 der Genfer Konven-
tion vom 28. Juli 1951 ausge-
stellten Reisedokumentes, der
sich auf dem Gebiete des König-
reiches Belgien, des Großherzog-
tums Luxemburg oder des
Königreiches der Niederlande
aufhält, wieder aufnehmen, so-
fern nicht die belgischen, luxem-
burgischen oder niederländischen
Behörden die Verpflichtung ha-
ben, ihm auf Grund des nach-
stehenden Artikels 3 ein Reise-
dokument auszustellen. Der An-
trag auf seine Wiederaufnahme
ist innerhalb einer Frist von
sechs Monaten nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer des Reisedoku-
mentes oder innerhalb einer
Frist von drei Monaten nach
Verbüßung einer Freiheitsstrafe
oder nach der Entlassung aus
einer Krankenanstalt zu stellen.

2. Der Antrag auf Wiederauf-
nahme des Flüchtlings wird je-
weils durch das belgische, luxem-
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burgische oder niederländische
Justizministerium direkt an das
österreichische Bundesministe-
rium für Inneres gerichtet.

Artikel 3

1. Die zuständigen Behörden
des Königreiches Belgien, des
Großherzogtums Luxemburg
oder des Königreiches der Nie-
derlande werden dem Inhaber
eines von den Behörden der
Republik Österreich gemäß Ar-
tikel 28 der Genfer Konvention
vom 28. Juli 1951 ausgestellten
Reisedokumentes gemäß Zif-
fer 11 des Anhanges zu dieser
Konvention ein neues Reise-
dokument ausstellen, wenn sich
der Flüchtling rechtmäßig

a) über die Gültigkeitsdauer
des Reisedokumentes hin-
aus, oder

b) mindestens zwei Jahre
ohne Unterbrechung

im Gebiete des Königreiches Bel-
gien, des Großherzogtums
Luxemburg oder des König-
reiches der Niederlande aufge-
halten hat.

2. Durch vorübergehende Ab-
wesenheit bis zur Gesamtdauer
von sechs Monaten gilt der Auf-
enthalt im Sinne der lit. b) des
Absatzes 1 nicht als unter-
brochen.

3. Zeiträume, während wel-
cher der Flüchtling eine von
einem Gericht verhängte Frei-
heitsstrafe zu verbüßen oder
sich einer ärztlichen Behandlung
in einer Krankenanstalt zu
unterziehen hat, bleiben bei der
Berechnung der Frist nach lit. b)
des Absatzes 1 unberücksichtigt.

Artikel 4

1. Die zuständigen Behörden
des Königreiches Belgien, des
Großherzogtums Luxemburg
oder des Königreiches der Nie-
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derlande werden den Inhaber
eines von den Behörden des be-
treffenden Staates gemäß Arti-
kel 28 der Genfer Konvention
vom 28. Juli 1951 ausgestellten
Reisedokumentes, der sich auf
dem Gebiete der Republik
Österreich aufhält, wieder auf-
nehmen, sofern nicht die öster-
reichischen Behörden die Ver-
pflichtung haben, ihm auf
Grund des vorstehenden Arti-
kels 1 ein Reisedokument aus-
zustellen. Der Antrag auf seine
Wiederaufnahme ist innerhalb
einer Frist von sechs Monaten
nach Ablauf der Gültigkeits-
dauer des Reisedokumentes oder
innerhalb einer Frist von drei
Monaten nach Verbüßung einer
Freiheitsstrafe oder nach der
Entlassung aus einer Kranken-
anstalt zu stellen.

2. Der Antrag auf Wiederauf-
nahme des Flüchtlings wird
durch das österreichische Bun-
desministerium für Inneres di-
rekt an das Justizministerium
des betreffenden Vertragsstaates
gerichtet.

Artikel 5

Falls die Behörde eines Ver-
tragsstaates in einem Ausnahme-
fall gemäß Ziffer 13 Absatz 3
des Anhanges zur Genfer Kon-
vention vom 28. Juli 1951 die
Rückkehrberechtigung im Reise-
dokument eingeschränkt hat,
richten sich die Verpflichtung
zur Ausstellung eines neuen
Reisedokumentes durch die Be-
hörde eines anderen Vertrags-
staates sowie der Beginn der
Frist von sechs Monaten zur
Stellung eines Antrages auf
Wiederaufnahme des Flüchtlings
nicht nach der Gültigkeitsdauer
des Reisedokumentes, sondern
nach der Gültigkeitsdauer der
darin eingetragenen Rückkehr-
berechtigung.

Artikel 6

Das vorliegende Abkommen
berührt nicht:
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1. die den Flüchtlingen durch die
Genfer Konvention vom
28. Juli 1951 zuerkannten
Rechte,

2. die Vereinbarungen zwischen
den Vertragsstaaten betref-
fend die Übernahme von Per-
sonen an der Grenze.

Artikel 7

Hinsichtlich des Königreiches
der Niederlande gilt dieses Ab-
kommen nur für das europäische
Hoheitsgebiet dieses Staates; es
kann durch Notenwechsel zwi-
schen der Bundesregierung der
Republik Österreich und der
Regierung des Königreiches der
Niederlande einvernehmlich auf
jeden der außerhalb Europas
gelegenen Teile des Königreiches
der Niederlande ausgedehnt wer-
den. In dem Notenwechsel wird
der Zeitpunkt des Inkrafttretens
der Ausdehnung festgelegt; dies
wird den anderen Vertrags-
staaten zur Kenntnis gebracht
werden.

Artikel 8

1. Dieses Abkommen tritt am
ersten Tag des zweiten Monates
in Kraft, der seiner Unterzeich-
nung folgt. Das Abkommen gilt
für die Dauer eines Jahres; wenn
es nicht einen Monat vor Ablauf
dieser Frist gekündigt wird, gilt
es auf unbestimmte Zeit.

2. Nach Ablauf des ersten
Jahres kann das Abkommen mit
einer Frist von drei Monaten
gekündigt werden.

3. Die Kündigung der Bundes-
regierung der Republik Öster-
reich ist gleichzeitig an die Re-
gierungen der anderen Vertrags-
staaten zu richten.

4. Die Kündigung der Regie-
rung des Königreiches Belgien,
des Großherzogtums Luxem-
burg oder des Königreiches der
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Niederlande ist an die Bundes-
regierung der Republik Öster-
reich zu richten. Die Kündigung
durch eine dieser drei Regierun-
gen oder durch die Bundes-
regierung der Republik Öster-
reich bewirkt, daß das Abkom-
men nach Ablauf der jeweiligen
Kündigungsfrist außer Kraft
tritt.

Geschehen zu Wien, am fünf-
zehnten Februar 1965 in vier-
facher Ausfertigung, jede in
deutscher, französischer und nie-
derländischer Sprache, wobei alle
drei Texte authentisch sind.

Für die Bundesregierung
der Republik Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Regierung
des Königreiches Belgien:

Colot m. p.

Für die Regierung
des Großherzogtums Luxemburg:

van Houten m. p.

Für die Regierung des
Königreiches der Niederlande:

van Houten m. p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 Absatz 1 am 1. April 1965
in Kraft.

Klaus


